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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Zu Jahresbeginn hat der SGV das Jahr 2019 zum «Jahr der Milizarbeit» erklärt, da
beinahe jede zweite Gemeinde «Mühe hat, Kandidaten für die Exekutivwahlen» zu
finden, wie der Blick berichtete. Ziel der Erklärung war in erster Linie, eine breite
Debatte anzustossen, wie SGV-Präsident Hannes Germann (svp, SH) festhielt. In
unterschiedlichen Beiträgen der Presse und auch der Forschung wurde in der Folge
über das Schweizer Milizsystem debattiert. Alt-Bundesrat Kaspar Villiger verdeutlichte
den Ernst der Lage in der NZZ, als er in einem Gastkommentar über die Milizarbeit den
Philologen Karl Schmid zitierte: Für die Schweiz sei die «Apolitie der das kulturelle und
wirtschaftliche Leben bestimmenden Schichten» eine «tödliche Gefahr». So sorgte die
Frage nach der Zukunft der Milizarbeit nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf
nationaler Ebene für Gesprächsstoff, wo eine zunehmende Professionalisierung des
Politikbetriebs dem Milizsystem zu schaden drohe.

Der SGV selbst hatte deshalb eine Reihe von Massnahmen geprüft, um auch jungen
Personen ein «politisches Amt  auf lokaler Ebene» schmackhaft zu machen. Diskutiert
wurde über die Einführung eines Erwerbsersatzes für Gemeinderätinnen und
Gemeinderäte, eine Anrechnung der geleisteten Arbeit als Wehrpflicht oder Zivildienst
sowie über die Möglichkeit, den Gemeinderatslohn von den Steuern abzuziehen – was
bisher nur in vereinzelten Kantonen möglich war. Seinem Anliegen Nachdruck verlieh
der Verband an der 1. August-Feier auf der Rütliwiese: Der SGV und der Schweizerische
Feuerwehrverband gestalteten 2019 die Feier mit, welche unter dem Motto «Milizarbeit
als Engagement für die Gesellschaft» abgehalten wurde. Germann betonte dort, dass
die Milizarbeit zur DNA der Schweiz gehöre und präsentierte auch hier
Lösungsvorschläge, wie vermehrt Jugendliche für ein Engagement in der Politik
motiviert werden könnten: Als «Miliz-Influencer», so berichtete die Luzerner Zeitung,
sollen «junge, ehrenamtlich tätige Menschen [...] ihre Altersgenossen für freiwillige
Ämter mobilisieren».

Besorgt über den Zustand der Milizarbeit zeigte sich auch der Politologe Markus Freitag
von der Universität Bern: Gegenüber dem Sonntagsblick bezeichnete er im Juni den
registrierten Rückgang an Interessenten für Milizämter als «alarmierend», in derselben
Ausgabe der Zeitung warnte der Redaktor Danny Schlumpf gar vor einem
Zusammenbruch des Milizsystems.
2019 erschienen zudem die Studie «Milizarbeit in der Schweiz» von Markus Freitag,
Pirmin Bundi und Martina Flick Witzig von der Universität Bern, welche die
Herausforderungen und Chancen des Schweizer Milizsystems untersuchte. Befragt
wurden 1'800 Miliztätige aus 75 Schweizer Gemeinden mit 2'000 bis 30'000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Schweizweit seien ungefähr 100'000 Schweizerinnen
und Schweizer in einem Milizamt tätig, schätzte die Autorenschaft. Etwa 70'000 davon
seien in lokalen Kommissionen aktiv, 17'000 in Gemeindeparlamenten und 15'000 in der
Exekutive. In den Gemeindeexekutiven gemäss der Studie am besten vertreten war klar
die FDP (25%), gefolgt von der CVP (16%) und der SVP (15%). Die SP kam auf einen Anteil
von 13 Prozent, war aber in der Legislative die zweitstärkste Kraft. Der durchschnittliche
Miliztätige sei männlich – der Frauenanteil betrug in der Studie ungefähr einen Drittel –,
zwischen 40 und 64 Jahre alt, verfüge über einen hohen sozialen Status sowie über
einen tertiären Bildungsabschluss und sei in der Gemeinde gut vernetzt. Die grösste
Sorge der Miliztätigen hingegen sei es, stellten die Forschenden fest, nicht genügend
Zeit für die Ausübung ihrer Ämter zu finden, zudem erachteten sie die Zusammenarbeit
mit den Behörden als «schwierig». Mit der finanziellen Entschädigung war etwa die
Hälfte der Befragten zufrieden, ebenso viele wünschten sich als Kompensation für ihren
Einsatz einen steuerlichen Abzug oder eine Anerkennung der Tätigkeit als berufliche
Weiterbildung. 94 Prozent gaben als höchste Motivation schliesslich nicht finanzielle
Gründe an, sondern den Willen, etwas für das Gemeinwohl zu tun.
Freitag leitete aus der Studie zwei nachhaltige Massnahmen zur Verbesserung des
Milizsystems her, die er auch in einem Interview mit der Aargauer Zeitung wiedergab:
Einerseits wünschten sich viele Miliztätige eine höhere Wertschätzung ihrer Arbeit;
dabei genüge es schon, wenn sich diese in Form von kleineren Feierlichkeiten
bemerkbar mache. Andererseits sei, wie bereits von SGV-Präsident Germann angetönt,
die bessere Einbindung der jüngeren Generation entscheidend: Dem mangelnden

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Interesse der Jungen an der Milizarbeit könne mit der Förderung der politischen
Bildung und Aufklärungsarbeit an Schulen entgegengewirkt werden. Verschiedene
Universitäten etwa – beispielsweise seit 2019 die Universität Basel – belohnten
«soziales Engagement» bereits mit sogenannten «Social Credits»; Kreditpunkten,
welche für einen Abschluss angerechnet werden können, wenn auch nur zu einem
geringen Anteil. 
Insgesamt gebe es aber nach wie vor viele Schweizerinnen und Schweizer, darunter
auch viele Junge, die etwas für die Gesellschaft täten, betonte Freitag gegenüber den
Medien. So habe zum Beispiel das Eidgenössische Turnfest in Aarau nur dank 4'000
Freiwilligen durchgeführt werden können. Gemeinden wie Hospental (UR) suchten
hingegen derweil vergebens nach geeigneten Kandidatinnen oder Kandidaten für den
Gemeinderat. Gegenüber dem Sonntagsblick betonte Freitag, dies liege daran, dass
man sich heute eher vor langjährigen Verpflichtungen scheue, hingegen Flexibilität und
Ungebundenheit bevorzuge. Diese Einschätzung war bereits von einer 2018
durchgeführten Studie des Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI) über Freiwilligenarbeit
gestützt worden: Nicht unbedingt die Bereitschaft zu Freiwilligenarbeit habe
abgenommen, sondern die Art und Weise, wie und wo Freiwilligenarbeit geleistet
werde, habe sich verändert, sodass diese nicht mehr unbedingt der Milizarbeit im
klassischen Sinne entspreche. 1

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die enge Zusammenarbeit zwischen der staatlich finanzierten Forschung und der
Wirtschaft wird immer mehr als wichtiger Faktor für die Erhaltung der
Wettbewerbsfähigkeit der schweizerischen Wirtschaft anerkannt. Beide Kammern des
Parlaments überwiesen unbestrittene Motionen der CVP-Fraktion resp. von Ständerat
Danioth (cvp, UR), welche Massnahmen zur Verbesserung der Kooperation zwischen den
Hochschulen und der privaten Wirtschaft verlangen. 2

MOTION
DATUM: 07.10.1988
HANS HIRTER

Die CVP hatte die Förderung von Klein- und Mittelunternehmen (KMU) zu einem ihrer
Wahlschwerpunkte gemacht. Dies fand seinen Niederschlag auch in den Vorstössen
ihrer Parlamentarier. Der Basler Wick reichte eine Motion für eine Stärkung der
Kommission zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung (KMF) ein, welche der
Nationalrat guthiess. Damit soll die Information der KMU über die mit staatlichen
Beiträgen erarbeiteten Forschungsresultate verbessert werden. Eine Motion Lepori
Bonetti (cvp, TI) für die Förderung von Jungunternehmen wandelte der Nationalrat in
ein Postulat um. Als Instrumente sah der Vorstoss namentlich steuerliche Anreize sowie
Erleichterungen bei der Bildung von Risikokapitalfonds vor. Der Nationalrat überwies
zudem ein Postulat seiner Bildungs- und Wissenschaftskommission für einen Bericht
über die Realisierung einer kohärenten Innovations- und
Technologieförderungspolitik. 3

POSTULAT
DATUM: 19.09.1995
HANS HIRTER

Die kleinen und mittleren Betriebe (KMU) erhalten in der Schweiz im Vergleich zum
Ausland wenig staatliche Unterstützung. Die bürgerlichen Parteien, welche im
Berichtsjahr die Förderung der KMU zu einem wirtschaftspolitischen Hauptanliegen
erklärten, setzen grundsätzlich mehr auf eine Verbesserung der allgemeinen
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. In der Sommersession regten die Nationalrats-
Fraktionen der CVP und der FDP mit dringlichen Interpellationen jedoch auch spezielle
Erleichterungen für KMU im Bereich der Verfahrensvorschriften und Bewilligungen
sowie bei der Besteuerung von Risikokapital an. 4

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 17.06.1996
HANS HIRTER

Ähnliches verlangte auch ein vom Nationalrat gutgeheissenes Postulat Loeb (fdp, BE).
Erwähnt wurden im Vorstoss vor allem steuerliche Erleichterungen für neugegründete
Unternehmen sowie vereinfachte administrative Verfahren (z.B. bei der AHV-
Abrechnung). Eine Steuerbefreiung für neugegründete KMU, wie dies eine Interpellation
der CVP-Fraktion anregte, lehnte der Bundesrat jedoch ab. Dabei wies er einerseits auf
die Priorität der Sanierung der Bundesfinanzen und andererseits auf die im Rahmen
des neuen Unternehmenssteuerrechts geplanten Erleichterungen hin. Das im Juli in

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 03.10.1996
HANS HIRTER
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die Vernehmlassung gegebene Reformpaket sieht vor, die erste Million Franken
Aktienkapital einer neuen Firma von der Emissionsabgabe zu befreien und einen
einheitlichen proportionalen Steuersatz für Gewinne anzuwenden. Letztere Massnahme
würde im Vergleich zur bisherigen Regelung, welche auf das Verhältnis des Reingewinns
in bezug auf das Eigenkapital abstellt, besonders junge, kapitalschwache Unternehmen
begünstigen. In der Debatte über die Legislaturplanung 1995-99 überwies das Parlament
eine in die gleiche Richtung zielende, aber allgemeiner gehaltene Motion der
Nationalratskommission. 5

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bei den kantonalen Wahlen setzte die CVP ihren seit 1987 anhaltenden negativen
Trend fort und büsste überall ausser in Obwalden Wähleranteile und Sitze ein. Auch in
Winterthur und vor allem in der Stadt Zürich verlor sie weiter an Boden. 6

WAHLEN
DATUM: 11.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Als erste Bundesratspartei griff die CVP die anstehende Revision der Bundesverfassung
auf und stellte diese ins Zentrum eines Parteitages in Olten. Unter dem Motto «Wir
schmieden die Zukunft» forderte sie einen Städteartikel in der Verfassung, der die
Städte und Agglomerationen institutionell stärken soll. Weiter schlug sie einen
Verfassungsartikel vor, der dem Bund mehr Koordinationskompetenzen im
Hochschulbereich geben soll. Die Partei machte sich ausserdem für Reformen in der
Berufslehre stark und möchte der sinkenden Bereitschaft der Wirtschaft, Lehrlinge
auszubilden, mit einem steuerlichen Lastenausgleich entgegen wirken. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.09.1995
EVA MÜLLER

Mit einem kurz vor den Wahlen veröffentlichten Positionspapier zur Städtepolitik wollte
sich die CVP auch bei der urbanen Bevölkerung in Erinnerung rufen. Die Partei forderte
verdichtete Bebauung der Städte. Mit Selbstbedienungsvelos solle der Langsamverkehr
gefördert werden. Zusätzliche Polizisten sollen für mehr Sicherheit sorgen und die
familienergänzende Kinderbetreuung soll auch mittels zusätzlicher Krippenplätze
verbessert werden. Zudem müssten die Zentrumslasten besser abgegolten werden. Die
CVP verhehlte allerdings nicht, dass sie der letzten Forderung in der vergangenen
Legislatur keine hohe Priorität eingeräumt habe. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.10.2011
MARC BÜHLMANN

1) Freitag et al. (2019). Milizarbeit in der Schweiz. Zahlen und Fakten zum politischen Leben in der Gemeinde. ; Blick, 7.2.19;
AZ, 21.5.19; BaZ, 27.5.19; So-Bli, 16.6.19; LZ, 2.8.19; NZZ, 4.11.19; AZ, 19.12.19
2) AB NR, 1988, S. 1469 f.; AB SR, 1988, S. 762 f. ; Amtl. Bull. NR, 1988, S. 1469 f.; Amtl. Bull. StR, 1988, S. 762 f. Vgl. dazu auch
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3) Amt. Bull. NR, 1995, S. 1793; Amt. Bull. NR, 1995, S. 1794f.; TA, 21.3.95
4) Amt. Bull. NR, 1996, S. 992ff.; H. Sieber, "Herausforderungen für die kleinen und mittleren Unternehmen in einem globalen
Umfeld", in Mitteilungsblatt für Konjunkturfragen, 1996, Nr. 1, S. 3 ff.20
5) Amt. Bull. NR, 1996, S. 1801ff.; Amt. Bull. NR, 1996, S. 1805ff.; Amt. Bull. NR, 1996, S. 586f.; Amt. Bull. NR, 1996, S. 764; Amt.
Bull. NR, 1996, S. 788; Amt. Bull. StR, 1996, S. 399; Amt. Bull. StR, 1996, S. 412; TA, 2.7.96, R. Walser (Vorort) in NZZ, 13.8.96.21
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